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2701
Verfassungswidrigkeit der 2. Verwaltergesetznovelle, BGBl.
Nr. 54/1952, und der Novelle, BGBl. Nr. 55/1952, zum 1. Rück-
stellungsgesetz infolge Verletzung des Gleichheitsgrundsatzes.
Antragsberechtigung eines Gerichtes und Beurteilung der Voraus-

setzungen seines Erkenntnisses.
Erk. v. 1. Juli 1954, G 4, 9/54.

Das Bundesgesetz vom 5. März 1952, BGBI. Nr. 54, womit das Ver-
waltergesetz, BGBI. Nr. 157/1946, neuerlich abgeändert wird (2. Verwalter-
gesetznovelle), sowie das Bundesgesetz vom 5. März 1952, BGBI. Nr. 55,
womit das Erste Rückstellungsgesetz, BGBI. Nr. 156/1946, abgeändert
wird, werden als verfassungswidrig aufgehoben.

Infolge Aufhebung dieser beiden Gesetze treten die Bestimmungen
des § 5 Abs. 1, des § 19 Abs. 2 und des § 30 des Verwaltergesetzes vom
26. Juli 1946, BGBI. Nr. 157, sowie des § 7 des Ersten Rückstellungsgesetzes
vom 26. Juli 1946, BGBI. Nr. 156, mit dem Zeitpunkt der Wirksamkeit
der Aufhebung wieder in ihrer ursprünglichen Fassung in Kraft.

Tatbestand:
1. Der Verwaltungsgerichtshof hat über eine mit dem hg. Erk.

vom 18. März 1953, Slg. Nr. 2470, gemäß Art. 144 Abs. 2 B.-VG.
und § 87 Abs. 3 VerfGG. 1953 an ihn abgetretene Beschwerde zu
erkennen, mit der der Beschwerdeführer Emst Rüdiger St. den
Bescheid des Bundesministeriums für Finanzen vom 10. Juni
1952 wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes und Rechtswidrigkeit
infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften bekämpft. Mit
diesem Bescheid wurde gemäß § 2 a Abs. 1 und 2 des Verwalter-
gesetzes in der Fassung der 2. Verwaltergesetznovelle vom 5. März
1952, BGBI. Nr. 54, nunmehr wiederverlautbart mit Kundmachung
der Bundesregierung vom 27. Mai 1953, BGBI. Nr. 100, für Liegen-
schaften des Beschwerdeführers und deren Erträgnisse, die ihm
nach dem Ersten Rückstellungsgesetz zurückgestellt worden
waren, eine öffentliche Verwaltung eingerichtet.

Der § 2 a Abs. 1 Verwaltergesetz bilde somit, wie der Ver-
waltungsgerichtshof ausführt, die gesetzliche Grundlage des ange-
fochtenen Bescheides und damit auch im Sinne des Art. 140 Abs. 1
B.-VG. eine Voraussetzung für das vomVerwaltungsgerichtshof
zu fallende Erkenntnis. Der Verwaltungsgerichtshof halte diese
Bestimmung aus den gleichen Erwägungen für verfassungswidrig,
denen der Verfassungsgerichtshof in den EntscheidungsgrÜllden
seines Erk. vom 18. März 1953 Ausdruck verliehen habe.

Der Verwaltungsgerichtshof stellt auf Grund des in der Voll.
versammlung vom 25. Jänner 1954 gemäß § 62 Abs. 1 VerfGG.
gefaßten Beschlusses gemäß Art. 140 Abs. 1 B.-VG. den Antrag,
der Verfassungsgerichtshof wolle die Bestimmung des § 2 a Abs. 1
des Verwaltergesetzes in der Fassung der 2. Verwaltergesetz-
novelle vom 5. März 1952, BGBI. Nr. 54, wiederverlautbart mit
Kundmachung der Bundesregierung vom 27. Mai 1953, BGBI.
Nr. 100, als verfassungswidrig aufheben.
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2. Ernst Rüdiger St. hat bei verschiedenenGerichten ~ieder·
und Oberösterreichs Grundbuchsanträge gestellt, die Einver-
leibung seines Eigentumsrechtes an bestimmten auf Grund des
gemäß dem Ersten Rückstellungsgesetz ergangenen Verwaltungs-
gerichtshoferk. vom 18. Dezember 1951, Zl. 295/49 und 1951/49,
rückgestellten Liegenschaften zu bewilligen. Diesen Anträgen
haben die Grundbuchsgerichte Folge gegeben. Gegen diese Be-
schlüsse hat die Finanzprokuratur Rekurse erhoben, denen vor
den Rekursgerichten stattgegeben wurde. Gegen die Rekurs-
entscheidungen hat der Antragsteller Revisionsrekurse erhoben,
die beim OGR. anhängig sind.

Der OGR.; der Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeitder
Bestimmungen des Art. I des Bundesgesetzesvom 5. März 1952,

.BGBL Nr. 54, sowie der Art. I und II des Bundesgesetzesvom
5. März 1952,BGBLNr. 55, damit auch gegen die Bestimmungen
des § 2 ades Verwaltergesetzesin der Fassung des Bundesgesetzes
Nr. 54/1952 und § 3 a des Ersten Rückstellungsgesetzesin der
Fassung des BundesgesetzesNr. 55/1952hegt, hat sein Verfahren
unterbrochen und ist an den Verfassungsgerichtshofgemäß Art. 140
B.-VG. mit dem Antrag herangetreten, die Verfassungsmäßigkeit
dieser Gesetzesstellenzu überprüfen.

Entscheidungsgründe :
Was zunächst die sowohl vom OGH. als auch vom Verwaltungs-

gerichtshof angefochtene Bestimmung des Art. I der 2. Verwalter-
gesetznovelle anbelangt, so bestritt die Bundesregierung in ihrer
Gegenschrift die Legitimation des OGH. zur Antragstellung bezüglich
dieser Gesetzesstelle. Da nämlich die Beschlüsse des Landesgerichtes
für ZRS. Wien, die den dem OGH. vorliegenden Revisionsrekursen
zugrunde liegen, am 21. Mai 1952 ergangen, die öffentlichen Ver-
walter aber erstmalig mit Bescheid des Bundesministeriums für
Finanzen vom 10. Juni 1952 bestellt worden seien, dürfe der OGH.
bei seiner Entscheidung auf die Verwalterbestellung nicht Bedacht
nehmen. Da diese Bestellung sonach auch einem stattgebenden
Erkenntnis des OGH. nicht entgegenstehe, bilde Art. I der 2. Ver-
waltergesetznovelle keine Voraussetzung des vom OGH. zu fällenden
Erkenntnisses. In der mündlichen Verhandlung vor dem Ver-
fassungsgerichtshof hat der Vertreter der Bundesregierung diesen
Standpunkt jedoch insoweit revidiert, als er auf Grund der Fest-
stellung, daß in den anhängigen Berufungsverfahren auch Beschlüsse
erst nach erfolgter Verwalterbestellung ergangen sind, nämlich die
Beschlüsse des Kreisgerichtes Krems vom 19. Juni 1952 und vom
4. November 1952, sowie die Beschlüsse des Landesgerichtes Linz
vom 8. Juli 1952 den Einwand des Mangels der Legitimation des
OGH. zur Antragstellung bezüglich dieser Verfahren fallen gelassen
hat. Abgesehen davon, daß, wie noch unten näher ausgeführt werden
soll, die Beurteilung, was Voraussetzung des Erkenntnisses des antrag-
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stellenden Gerichtes ist, diesem Gericht selbst überlassen werden
muß, ist es ebenfalls allein Sache des antragstellenden Gerichtes
zu beurteilen, auf welche der in das Überprüfungsverfahren einbe.
zogenen Rechtsfälle sich ein aufhebendes Erkenntnis des Verfassungs-
gerichtshofes auswirkt. Unter diesen Umständen hatte der Ver-
fassungsgerichtshof zur Einrede der mangelnden Berechtigung des
OGH. zur Stellung des Überprüfungsantrages hinsichtlich des Art. I
der 2. Verwaltergesetznovelle nicht weiter Stellung zu nehmen.

In gleicher Weise wie der OGH. ist auch der Verwaltungsgerichts-
hof zur Anfechtung des Art. I der 2. Verwaltergesetznovelle legitimiert,
weil der beim Verwaltungsgerichtshof angefochtene Bescheid sich
ausdrücklich auf diese seine Grundlage bildende Gesetzesstelle stützt,
die sonach Voraussetzung des Verwaltungsgerichtshoferkenntnisses
ist.

Zur Frage der Verfassungsmäßigkeit der in Rede stehenden
Bestimmung hat der Verfassungsgerichtshof bereits in seinem Erk.
vom 18. März 1953, Slg. 2470, Stellung genommen und dort in un-
zweideutiger Weise zum Ausdruck gebracht, daß § 2 a Abs. I der
2. Verwaltergesetznovelle mit dem Gleichheitsgrundsatz unvereinbar
und daher verfassungswidrig ist. Der Verfassungsgerichtshof hat
damals von der Einleitung des Verfahrens der amtswegigen Prüfung
nur aus dem Grunde Abstand genommen, weil er aus den im be-
zogenen Erkenntnis dargelegten Gründen die Worte: "die auf Grund
des Ersten, des Zweiten oder des Dritten Rückstellungsgesetzes
rückgestellt wurden oder deren Rückstellung verfügt wurde," nicht
als Voraussetzung seines im damaligen Zeitpunkt zu fällenden
Erkenntnisses erachtete.

Wenn nun der OGH. und der Verwaltungsgerichtshof in ihren
Anträgen darlegen, daß und aus welchen Erwägungen sie den § 2 a
Abs. I der 2. Verwaltergesetznovelle als unteilbare Einheit in seiner
Gänze als Voraussetzung für ihre Erkenntnisse betrachten, so ver·
mochte der Verfassungsgerichtshof, ungeachtet er diese Rechts-
anschauung nicht ohne weiteres zu teilen vermöchte, den beiden
Gerichtshöfen nicht entgegenzutreten. Denn die Beurteilung dessen,
was Voraussetzung für das von einem Gerichte zu fällende Erkenntnis
bildet, muß der Beurteilung des erkennenden Gerichtes selbst über-
lassen bleiben, es wäre denn, daß die zur Überprüfung beantragte
Bestimmung ganz offenbar und schon begrifflich überhaupt nicht
als eine Voraussetzung des gerichtlichen Erkenntnisses in Betracht
kommen kann. Dieser Fall liegt hier aber nicht vor. Denn die
Differenz in den Ansichten zwischen dem OGH. und dem Ver-
waltungsgerichtshof einerseits und dem Verfassungsgerichtshof ander-
seits besteht nur darin, daß der Verfassungsgerichtshof bei seinem
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Erk. vom 18. März 1953 von der Teilbarkeit des § 2 a Abs. 1 der
2. Verwaltergesetznovelle ausgegangen ist, während der OGH. und
der Verwaltungsgerichtshof den § 2 a Abs. 1 als eine unteilbare
Einheit betrachten, eine Frage, hinsichtlich deren für jede der beiden
Ansichten Gründe ins Treffen geführt werden können.

Bei dieser Rechtslage hatte der Verfassungsgerichtshof, den
gestellten Anträgen gemäß, den § 2 a Abs. 1 der 2. Verwaltergesetz-
novelle in seiner Gesamtheit auf seine Verfassungsmäßigkeit zu
prüfen. Diese Prüfung führte aber aus den bereits im Erk. vom
18. März 1953, Slg. 2470, dargelegten Gründen zu dem Ergebnis,
daß diese Gesetzesstelle wegen Verletzung des Gleichheitssatzes
als verfassungswidrig aufzuheben war.

Die Aufhebung des § 2 a hat aber notwendigerweise die Auf-
hebung der 2. Verwaltergesetznovelle in ihrer Gänze zur Folge, weil
alle übrigen Gesetzesbestimmungen, einschließlich der Vollzugs-
klausel mit der Aufhebung des § 2 a ihren normativen Inhalt zur
Gänze verlieren.

Auch der vom OGH. gestellte Antrag auf Aufhebung des Art. Ir
des Bundesgesetzes vom 5. März 1952, BGBL Nr. 55, womit das
Erste Rückstellungsgesetz, BGBL Nr. 156/1946, abgeändert wird,
erweist sich als begründet. Der Verfassungsgerichtshof hat in seinem
bereits oben bezogenen Erk. vom 18. März 1953 seine schwersten
Bedenken gegen die Verfassungsmäßigkeit auch dieser Gesetzes-
steIle zum Ausdruck gebracht. Die Bundesregierung führt in ihrer
zum Antrag des OGH. erstatteten Gegenschrift aus, daß der Gesetz-
geber ,,- offenbar auf Grund von Erhebungen - zu d.er Auffassung
gelangt ist, daß sich unter den Fällen, in denen Grundbuchsanträge
im Sinne des Art. Ir eingebracht worden sind, auch solche befinden,
bei denen aus der Einverleibung des Eigentumsrechtes schwere
Störungen der öffentlichen Ordnung zu erwarten sind". Die Bundes-
regierung will damit dartun, daß ein sachlicher Grund für die dem
Gleichheitsgrundsatz zweifellos widersprechende Bestimmung des
Art. Ir vorgelegen ist. Sie gibt mit dieser Erwägung mittelbar selbst
zu, daß die in Prüfung gezogenen Bestimmungen an sich dem Gleich-
heitssatz widerstreiten. Sie will nun gleichzeitig sachliche Gründe
darlegen, die im vorliegenden Fall das Abgehen vom Gleichheitssatz
gerechtfertigt haben. Der Verfassungsgerichtshof, der sich bei
Erfüllung seiner verantwortungsvollen Aufgabe einzig und allein
von rechtlichen Erwägungen leiten lassen darf, vermochte
sich diesen Darlegungen der Bundesregierung nicht anzuschließen.
Denn die bloße Vermutung, es könnte die Durchführung eines be-
stimm ten, im Ersten Rückstellungsgesetz begründeten Rückstellungs-
anspTltChes eine Störung der öffentlichen Ordnung auslösen, kann
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nicht als ein ausreichender Grund für die Ausschaltung des Gleich-
heitsgrundsatzes angesehen werden. Wäre dies der Fall, dann wäre
nicht nur der in der Verfassung verankerte, auch den Gesetzgeber
bindende Grundsatz der Gleichheit aller Staatsbürger vor dem Gesetz
unterminiert, sondern letzten Endes überhaupt der Rechtsstaat
als solcher in seinen Grundfesten bedroht. Auch Art. II des Bundes-
gesetzes vom 5. März 1952, BGBL Nr. 55, erweist sich mithin als
verfassungswidrig. Es war jedoch nicht nur dieser Artikel, sondern
das Gesetz zur Gänze aufzuheben, weil Art. I bereits durch die Auf-
hebung der 2. Verwaltergesetznovelle seinen Inhalt verloren hat
und somit auch für den allein verbleibenden Art. III des Gesetzes,
der lediglich die Vollzugsklausel enthält, keine Anwendungsmöglichkeit
mehr verbleibt.

2702 .
Erstattungsptlicht von Wiedergutmachungsbeträgen. Befreiung
von der Sühnepflicht. Beschwerde gegen ein zugunsten des

Beschwerdeführers wiederaufgenommenes Verfahren.
Erk. v. 1. Juli 1954, B 23/54.

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen und dem Verwaltungs-
gerichtshof abgetreten.

Tatbestand:
Mit dem Bescheid des Bundesministeriums für Finanzen vom

22. März 1950 wurde der Beschwerdeführer Dr. Walter R. gemäß
§ 23 VerbotsG. 1947 zur Erstattung eines Wiedergutmachungs.
betrages von (RM =) 2410 S, den er von der Wiedergutmachungs-
stelle der Gauleitung der NSDAP Oberdonau gewährt erhalten hatte,
verpflichtet.

Gegen diesen rechtskräftigen Bescheid hat der Beschwerde·
führer am 11. Mai 1950 gemäß § 69 Abs. 1 lit. b AVG. die Wieder·
aufnahme des Verfahrens beantragt und sich hiebei darauf ge-
stützt, daß er, wie durch die Erklärung des Zeugen Stefan Sch.
bestätigt sei, nur die Hälfte des erhaltenen Wiedergutmachungs.
betrages, also den Betrag von 1205 RM wirklich erhalten, die
andere Hälfte aber dem Katastrophenfonds der ehemaligen Gau-
leitung Oberdonau zur Verfügung gestellt habe.

Das Bundesministerium für Finanzen hat mit dem Bescheide
vom 7. Dezember 1953 dem Antrag auf Wiederaufnahme statt·
gegeben und festgestellt, daß der Beschwerdeführer verpflichtet
ist, einen Wiedergutmachungsbetrag von (RM =) 1205 S zu er·
statten. Die Begründung des Bescheides führt unter Bezugnahme
auf das Erk. des Verwaltungsgerichtshofes vom 12. Oktober 1950,
Zl. 267/49, im wesentlichen aus, daß der Beschwerdeführer nach
der Erklärung des Zeugen Sch. nur die Hälfte des ihm zuerkannten
Wiedergutmachungsbetrages wirklich erhalten und daher auch
nur die Hälfte zurückzuerstatten habe. Der Bescheid wurde dem


